
Der Antrag der rot-rot-grünen
Koalitionsfraktionen auf Einrich-
tung einer Landtags-Enquete-
Kommission „Auseinandersetzung
mit Rassismus und gruppenbezo-
gener Menschenfeindlichkeit in
Thüringen“ stand am 9. Dezember
auf der Tagesordnung der Plenar-
sitzung. Die Enquete-Kommission
soll Ursachen, Erscheinungsfor-
men und Auswirkungen rassisti-
scher Einstellungen sowie grup-
penbezogener Menschenfeindlich-
keit analysieren. Zudem sollen
Handlungsempfehlungen für zivil-
gesellschaftliche und institutio-
nelle Konzepte zur Zurückdrän-
gung solcher Einstellungen ent-
wickelt werden.

Mit dem Antrag wird eine der ge-
meinsamen Empfehlungen des Thü-
ringer NSU-Untersuchungsausschus-
ses umgesetzt, denen zufolge eine
Enquetekommission „Maßstäbe set-
zen und beispielsweise Vorschläge
für die öffentliche Auseinanderset-
zung mit gruppenbezogener Men-
schenfeindlichkeit entwickeln“ soll.
Rot-Rot-Grün hatte diese Empfehlung
im Koalitionsvertrag verankert, nun
soll sie umgesetzt werden.

Die Linksfraktion setzt große Er-
wartungen in die Arbeit der Kommis-
sion, auch weil hier erstmals im Kon-
sens mit der CDU-Fraktion die Not-
wendigkeit einer solchen Aufarbei-
tung und Maßnahmeentwicklung ge-
sehen wird. Dies eröffnet auf Landes-
ebene die Chance einer systemati-
schen und strukturierten Auseinan-
dersetzung mit dem Ziel von Verän-
derungen in Bereichen der Verwal-
tung und Behörden. In diesem Sinne
wurde eine Fortsetzung der Plenarbe-
ratung des Antrags, dem sich die
CDU-Fraktion noch anschließen
kann, vereinbart.

Für die Linksfraktion hatte in der
Debatte Sabine Berninger, Sprecherin
für Flüchtlings- und Integrationspoli-
tik, das Wort ergriffen. Im Folgenden
daraus Auszüge: 

Barbara John, Ombudsfrau für die
Opfer und Opferangehörigen der so
genannten Zwickauer Zelle, bedankte

„Das Problem
heißt Rassismus“

NACHRICHTEN

KURZ UND PRÄGNANT

Verkehrsinfrastruktur:
Die Bundesregierung plant eine

unter staatlicher Regelung ste-
hende privatrechtliche Infrastruk-
turgesellschaft für Sanierung und
Neubau der Autobahnen. „Damit
können private Kapitalgeber ein-
bezogen und mit ihren Rendite-
forderungen aus öffentlichen Mit-
teln bedient werden“, warnte die
Verkehrspolitikerin der Linksfrak-
tion Dr. Gudrun Lukin. 

Eigenheimförderung:
Die Initiative der Bundesbaumi-

nisterin, Familien beim Eigen-
heimerwerb in Städten finanziell
unterstützen zu wollen, wird von
der Wohnungspolitikerin der
Fraktion DIE LINKE Ute Lukasch
kritisch gesehen: „Alle Menschen
sind vor dem Gesetz gleich. Mit
dieser Förderung sind es Men-
schen im ländlichen Raum nicht
mehr.“

Polizistenschutz: 
Zur Ankündigung des Thüringer

Innenministeriums, im Pilotver-
such Bodycams (Körperkameras)
einsetzen zu wollen, sagte der
LINKE Innenpolitiker Steffen Dit-
tes: „Der Schutz von Polizisten ist
uns wichtig, dass man ihn aber
durch Gesetzesverschärfungen
und mehr Überwachung erreicht,
daran gibt es berechtigte Zweifel.

Der Einsatz von Bodycams in
Thüringen wirft nicht nur daten-
schutzrechtliche Bedenken auf,
es gibt auch keine Belege für die
Wirksamkeit solcher Kameras
Mittel zur Gefahrenabwehr. Im
Gegenteil: eine europäische Stu-
die weist sogar einen Anstieg von
Übergriffen gegen Polizisten aus
in Fällen, bei denen diese Kame-
ras zum Einsatz kamen.“ 

ww.die-linke-thl.de/pres-
se/pressemitteilungen/

TERMINE

Landtagssitzungen:
Die ersten Plenarsitzungen im

neuen Jahr sind anberaumt vom
25. bis 27. Januar sowie vom 22.
bis 24. Februar.  Bei Interesse an
Teilnahme an einer der Sitzungen
bitte rechtzeitig in der Geschäfts-
stelle der Linksfraktion melden
(Tel. 0361 3772295).

Fachkonferenz: 
„Streiten für offene, demokrati-

sche und soziale Hochschulen“
steht als Motto über der Fach-
konferenz, zu der die Linksfrakti-
on am Donnerstag, den 20. Janu-
ar, 10 bis 13 Uhr, in den Landtag,
Käte-Duncker-Saal (F 201), ein-
lädt. Nähere Informationen im In-
ternet unter: 
www.die-linke-thl.de
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Für Projektarbeit

Die Alternative 54 Erfurt e.V. hat im
Monat November an weitere zwölf
Vereine Spenden in Höhe von 4.620
Euro ausgereicht. Wie Maria Funke in-
formierte, „haben wir damit in diesem
Jahr bereits 79.327 Euro für insge-
samt 207 Projekte und Vorhaben von
Thüringer Vereinen und Verbänden
weitergegeben. Unsere Schwerpunkte
liegen nach wie vor in der Unterstüt-
zung der Kinder- und Jugendarbeit,
der Förderung von Initiativen im kultu-
rellen und sportlichen Bereich sowie
der nachhaltigen Begleitung sozialer
Projekte“. So wurden z.B. der Aktions-
kreis für den Frieden e.V. Erfurt unter-
stützt - im Foto überreicht Fraktions-
vorsitzende Susanne Hennig-Wellsow
den Spendenscheck an Ute Hinkeldein
- oder die Selbsthilfegruppe der Taub-
blinden im Landesverband der Gehör-

sich am 8. März 2012 bei den Mit-
gliedern des Bundestagsuntersu-
chungsausschusses dafür, dass der
Ausschuss zu Beginn seiner Arbeit
den Blick auf die Angehörigen der
Opfer richtete. Auf die Familien, die
jahrelang nicht nur allein gelassen
wurden, sondern „aus dem Kreis der

Anständigen ausgeschlossen worden
sind, indem man sie selbst verdäch-
tigt hat, die Taten in irgendeiner Wei-
se mitverursacht zu haben.“

„Und unbegreiflich“, führen die
Mitglieder der LINKEN im Minderhei-
tenvotum zum Abschlussbericht des
NSU-Untersuchungsausschusses
fort, „dass Hinweisen, es könne sich
um rassistisch motivierte Gewaltta-
ten von rechts handeln, nur sehr
oberflächlich oder gar nicht nachge-
gangen wurde“.

Und auch mit Blick auf aktuelle Ge-
schehnisse muss man konstatieren,
dass das sogenannte rechte Auge
häufig noch Probleme hat, dass ein-
deutige Anzeichen einfach nicht ge-
sehen werden. Wie zum Beispiel, als
im Juni in Jena drei indische Studie-
rende brutal zusammengeschlagen
wurden und die ermittelnden Beam-
ten zunächst keine rassistischen Mo-

tive erkennen konnten, trotz des Hit-
lergrußes, trotz der Aussage der Ge-
schädigten, die Gewalttäter hätten
ausländerfeindliche Parolen skan-
diert.  

Oder erst in der vorigen Woche in
Nordhausen, wo ein Brandsatz in Ver-
bindung mit SS-Runen und Galgen-

Die Landesregierung hat jetzt das
Zentrale Informationsregister Thürin-
gens (ZIRT) freigeschaltet. Es ist eine
Sammlung von im Internet dezentral
veröffentlichten amtlichen Informa-
tionen. Thüringer Gesetze, Rechts-
verordnungen, Verwaltungsvorschrif-
ten, Gutachten, Statistiken oder Geo-
daten können beispielsweise hier-
über kostenlos und anonym abgeru-
fen werden. Das Register ist über das
Serviceportal der Landesregierung
erreichbar unter www.thueringen.de

„Das ZIRT nach dem bisherigen In-
formationsfreiheitsgesetz ist aller-
dings nur ein Startschuss, die Platt-
form muss weiter befüllt und auf Ba-
sis eines Thüringer Transparenzge-
setzes zu einem echten Transparenz-
register weiterentwickelt werden“,
sagte MdL Steffen Dittes (LINKE).   

Informationsregister

ernst genommen“ berichtet von dem
Eindruck von mehr als der Hälfte der
befragten Opfer, die Polizei sei nicht
an der Aufklärung der politischen
Motive der Täter interessiert. Viele
fühlten sich mit Vorurteilen seitens
der BeamtInnen konfrontiert.

Das Problem heißt Rassismus. Und
die Enquetekommission muss versu-
chen, präventive Konzepte und Hand-
lungsoptionen zu entwickeln, die die-
ses Problem eindämmen. Das ist der
uns durch den Untersuchungsaus-
schuss beschriebene Auftrag, die uns
in Verantwortung gegenüber den Op-
fern des NSU  und ihren Angehörigen
obliegende Verpflichtung. 

Das ist die vor uns liegende Aufga-
be, und wir von der LINKEN sind sehr
bereit, diese anzugehen. Und wir la-
den Sie, meine Damen und Herren
der CDU, ein, diese Aufgabe gemein-
sam zu stemmen.                                  

zeichnungen ver-
sehenen Droh-
briefen offenbar
nicht dazu führte,
dass die Polizei
rassistische Moti-
ve sah. 

Eine von ezra –
der mobilen Bera-
tung für Opfer
rechter, rassisti-
scher und antise-
mitischer Gewalt
– 2014 veröffent-
lichte Studie mit
dem Titel „Die ha-
ben uns nicht

losen für die dort stattfindende sozio-
kulturelle Projektarbeit. „Wir werden
im Monat Dezember weiter 9.000
Euro an Zuwendungen übergeben, so
dass wir zum Jahresende als Alternati-
ve 54 Erfurt e.V. schon insgesamt
über 1.150.000 Euro der sozialen, kul-
turellen und sportlichen Infrastruktur
Thüringens zugeführt haben.“            


